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11. AHV-Revision in der SGK-NR

Travail.Suisse will eine Überbrückungsrente in der AHV

In etlichen Pensionskassen gibt es so genannte Überbrückungsrenten. Dank dieser Überbrückungsrente muss die AHV-Rente bei einer vorzeitigen Pensionierung nicht vorbezogen werden und wird ab 65 Jahren ungekürzt ausgerichtet. Travail.Suisse fordert, dass in der AHV zusammen mit der Flexibilisierung des Rentenalters eine Überbrückungsrente für Personen mit tiefen und mittleren Einkommen eingeführt wird. Denn diese Personen verfügen einerseits selten über eine gute Pensionskasse und sind andererseits auf eine ungekürzte AHV-Rente angewiesen.

Die erste Auflage der 11. AHV-Revision wurde vom Parlament im Oktober 2003 verabschiedet. Sie sah jährliche Leistungskürzungen im Umfang von fast einer Milliarde Franken vor. Gleichzeitig wurde auf jegliche Massnahme verzichtet, die auch Personen mit tiefen oder mittleren Einkommen eine vorzeitige Pensionierung ermöglicht hätte. In dieser Unausgewogenheit war die Vorlage in der Referendumsabstimmung chancenlos und wurde von der Bevölkerung mit 67.9 Prozent Nein abgeschmettert. Bereits kurz nach der Abstimmung hat der Bundesrat die Arbeiten für eine Neuauflage der 11. AHV-Revision an die Hand genommen. Unterdessen wird die Botschaft für diese Neuauflage bereits in der zuständigen Kommission des Nationalrates (SGK) beraten. 

Flexibles Rentenalter für alle bleibt Hauptziel
Für Travail.Suisse steht eine Flexibilisierung des Rentenalters, die auch von Personen mit tiefen und mittleren Einkommen genutzt werden kann, weiterhin im Zentrum der Überlegungen. Und zwar aus folgenden Gründen

1.
Gerechtigkeit: Ein Forschungsprogramm des Bundesamtes für Sozialversicherungen hat das heutige Rücktrittsverhalten und die bestimmenden Faktoren untersucht. Die zentralen Ergebnisse sind:
· Je höher das Einkommen, desto höher die Wahrscheinlichkeit der vorzeitigen Pensionierung.

· Je höher die Rente aus der zweiten Säule, desto höher die Wahrscheinlichkeit der vorzeitigen Pensionierung.

· Der vorzeitige Altersrücktritt wird grösstenteils aus Mitteln der zweiten Säule finanziert.

Das heisst, für Personen mit höheren Einkommen ist die Möglichkeit der vorzeitigen Pensionierung heute bereits gegeben. Es ist also aus Gründen der Gerechtigkeit angebracht, diese Möglichkeit auch für Personen mit tiefen und mittleren Einkommen zu schaffen, die keine Rentenkürzung tragen können.
2.
Bedarf: Der Bedarf nach einer vorzeitigen Pensionierung ist für Personen mit tieferen Einkommen ausgewiesen. Personen mit tiefen Einkommen sind häufig gesundheitlich angeschlagen. Sie haben eine höhere Invalidisierungswahrscheinlichkeit und eine deutlich tiefere Lebenserwartung als Personen mit höheren Einkommen. Im Falle von Arbeitslosigkeit sind ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt schlecht. Gleichzeitig haben Personen mit tiefen Einkommen oft keine oder nur eine geringe zweite Säule und somit keine Möglichkeit, sich vorzeitig pensionieren zu lassen.
3.
Sinnvoll: Eine kohärente Wirtschafts- und Sozialpolitik muss darauf abzielen, Personen mit guten Qualifikationen und entsprechend höheren Einkommen möglichst bis zum gesetzlichen Rentenalter im Arbeitsprozess zu halten, um das Wachstumspotential der Wirtschaft zu steigern und die Beiträge an die Sozialwerke zu erhalten. Gleichzeitig muss für Personen mit tieferen Einkommen die Möglichkeit einer vorzeitigen Pensionierung geschaffen werden, damit sie bei gesundheitlichen Problemen oder Arbeitslosigkeit nicht den (teuren) Weg über Arbeitslosenversicherung, Invalidenversicherung oder Sozialhilfe antreten müssen.

4.
Blockade überwinden: Die Abstimmung über die erste Auflage der 11. AHV-Revision hat gezeigt, dass die Bevölkerung bei der AHV keine Sparübungen billigt. Nur ausgewogene Vorschläge haben eine Chance. Das heisst, dass die Weiterentwicklung der AHV und die Anpassungen an gesellschaftliche Entwicklungen  (z.B. Erhöhung des Rentenalters für die Frauen, Abschaffung der Witwenrenten für Frauen ohne Kinder) von der Bevölkerung nur dann akzeptiert werden, wenn als Gegenleistung eine gute Lösung beim flexiblen Rentenalter gefunden werden kann.

Überbrückungsrente anstatt Vorruhestandsleistung
Auch der Bundesrat ist sich bewusst, dass eine 11. AHV-Revision nur Chancen hat, wenn den Sparvorschlägen ein Ausgleich gegenüber gestellt wird. Deshalb schlägt er vor, eine als Bedarfsleistung ausgestaltete Vorruhestandsleistung einzuführen. Dieses Modell ist für Travail.Suisse ungenügend und würde zudem hohe administrative Kosten verursachen.

Als Alternative zum Bundesratsmodell steht für Travail.Suisse ein Modell im Vordergrund, das einen individuellen Anspruch mit der Anknüpfung an das so genannte massgebliche Einkommen (Durchschnittseinkommen aller AHV-versicherten Erwerbsjahre) verbindet. Das heisst, dass in der 1. Säule eine Überbrückungsrente ab 62 Jahren eingeführt würde, auf die nur Personen mit tiefem massgeblichem Einkommen Anspruch erheben könnten.

Dieses Modell orientiert sich an den heute bei Pensionskassen zum Teil bereits bestehenden Überbrückungsrenten. Diese ersetzen in der Regel die AHV-Rente vom Zeitpunkt der vorzeitigen Pensionierung bis zum ordentlichen Rentenalter und stellen sicher, dass die AHV-Rente nicht vorbezogen werden muss (und damit auch nicht gekürzt wird). Anders als bei den Pensionskassenlösungen stellt eine Überbrückungsrente in der AHV aber sicher, dass nicht nur Personen mit hohen Einkommen oder mit einer grosszügigen zweiten Säule in den Genuss einer solchen Überbrückungsrente kommen, sondern gerade auch Personen mit tiefen und mittleren Einkommen und mit weniger grosszügigen Pensionskassenlösungen.

Wem bringt eine Überbrückungsrente etwas?
Travail.Suisse hat den Vorschlag einer Überbrückungsrente der zuständigen Kommission des Nationalrates (SGK) unterbreitet. Die SGK hat darauf hin die Verwaltung beauftragt, die nötigen Berechnungen durchzuführen. Die Ergebnisse:
· Bei einem Kostenrahmen von 500 Millionen Franken (Einsparungen durch Rentenalter 65 der Frauen) könnte eine Überbrückungsrente eingerichtet werden, auf die alle Personen mit einem massgeblichen Einkommen unter ca. 40'000 Franken ab 62 Jahren Anspruch hätten. Diese Überbrückungsrente wäre gleich hoch wie die ungekürzte AHV-Rente mit 65 Jahren. 
· Umgerechnet in Personen heisst das, dass ca. 2'000 Männer und 25'000 Frauen zwischen 62 und 65 Jahren eine Überbrückungsrente beziehen würden. Das sind ca. 2 Prozent der Männer und ca. 25 Prozent der Frauen in dieser Altersgruppe.
· Die Verwaltung hat zudem eine Variante zum Vorschlag von Travail.Suisse berechnet. Bei dieser Variante können nur Personen mit einem massgeblichen Einkommen bis ca. 26'000 Franken eine ungekürzte Rente beziehen. Bei Personen mit einem massgeblichen Einkommen bis ca. 66’000 Franken werden die Renten weniger stark gekürzt als bei höheren Einkommen. 

· Bei dieser Variante könnten fast 10'000 Männer und fast 45'000 Frauen zwischen 62 und 65 Jahren eine Überbrückungsrente beziehen. Das sind etwas mehr als 10 Prozent der Männer und gut 45 Prozent der Frauen in dieser Altersgruppe.
Ein wichtiges Ergebnis der Berechnungen besteht darin, dass vor allem Frauen von einer solchen Überbrückungsrente profitieren. Das heisst, die erneute Erhöhung des Rentenalters für die Frauen würde durch die Einführung einer Überbrückungsrente gezielt für Frauen mit tiefen und mittleren Einkommen abgefedert.
Weiterentwicklung der AHV nicht blockieren
Die erste Auflage der 11. AHV-Revision ist vor allem daran gescheitert, dass keine annehmbare Lösung für eine Flexibilisierung des Rentenalters vorgelegt wurde. Travail.Suisse will die AHV weiterentwickeln. Das gleiche Rentenalter für Frauen und Männer oder auch die Abschaffung der Witwenrenten für Frauen ohne Kinder ist ein Teil dieser Weiterentwicklung. Genauso gehört aber eine Flexibilisierung des Rentenalters dazu, die auch Arbeitnehmenden mit tieferen und mittleren Einkommen offen steht. Wer dieses Anliegen der Bevölkerung nicht akzeptieren will und sich einer angemessenen Lösung verweigert, blockiert jede Weiterentwicklung der AHV.
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